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Günter Großer

Atlantischer 

Konjunkturdisput

A us den wirtschaftspolitischen 
Zieldeklarationen der Bun­

desregierung und des amerika­
nischen Präsidenten am Jahres­
beginn entwickelte sich in die­
sem Jahr ein Wortwechsel der 
beiden führenden Handelsmäch­
te über den richtigen Weg zur 
Wiederankurbelung der Welt­
wirtschaft.

Dieser Dialog zeugt zunächst 
von der allgemein gewachsenen 
Einsicht in die Interdependenz 
des Konjunkturgeschehens und 
damit auch in die wirtschaftspo­
litische Verantwortung der Re­
gierungen über die Grenzen hin­
weg. Schließlich entsprechen die 
Warenausfuhren der westlichen 
Industrieländer im Durchschnitt 
bereits 15%  ihres Sozialpro­
dukts. Aber die Unterschiede 
der Außenhandelsintensität von

Land zu Land sind andererseits 
auch eine der Ursachen für die 
Verständigungsschwierigkeiten 

-  erreicht doch diese „Export­
quote“ in den USA nur reichlich 
6% , in der Bundesrepublik aber 
23% . Während so in den USA 
Absatz- und Gewinnerwartun­
gen der Unternehmer nach wie 
vor weitgehend inlandsbestimmt 
sind, spielt in der Bundesrepu­
blik die Einschätzung der Kon­
junkturaussichten im Ausland 
eine Rolle, die der der nationa­
len W irtschaftspolitik kaum 
nachsteht.

Hier liegt die Schwachstelle 
der von den USA nach wie vor 
verfochtenen „Lokom otiv“ -Theo- 
rie, nach der die drei führenden 
Volkswirtschaften USA, Japan 
und Bundesrepublik Deutsch­
land die matte W eltkonjunktur 
durch kräftige Ankurbelungs­
programme wieder beleben sol­
len.

Außerhalb der USA ist diese 
These längst modifiziert worden. 
So wies die EG-Kommission 
jüngst nachdrücklich darauf hin, 
daß ohne einen Beitrag der 
„schwachen“ M itgliedsländer 
keine hinreichenden Wachstums­
voraussetzungen gegeben seien. 
Die Rolle auch eines „starken“ 
Landes wie der Bundesrepublik 
kann in der Tat lediglich darin 
bestehen, eine Spitzenposition 
im Rahmen koordinierter Bemü­
hungen zur Nachfrageanregung 
einzunehmen, um so der Entste­
hung konjunkturbedingter Zah­
lungsbilanzschwierigkeiten in 
anderen Ländern vorzubeugen.

Bedenklicher als die Mei­
nungsunterschiede zwischen der 
Bundesrepublik und den USA 
über diese Rollenverteilung ist 
ihre offensichtlich abweichende 
Einschätzung der Möglichkeiten 
und Grenzen des verfügbaren 
konjunkturpolitischen Instrumen­
tariums, und das heißt wohl: der 
Ursachen für die weltw irtschaft­
liche Konjunkturflaute.

Argumentation und Strategie 
in den USA selbst lassen dar­
auf schließen, daß die Rezession 
von 1974/75 und ihre Folgen 
nach wie vor primär als „Be­
triebsunfa ll“ gesehen werden.

dem mit den gewohnten keyne- 
sianischen Rezepten zur Nach­
fragestimulierung beizukommen 
wäre. H ier aber müßte schon das 
bisherige Ausbleiben eines sich 
selbst tragenden, keiner weite­
ren staatlichen Nachhilfe bedürf­
tigen Investitionsaufschwungs in 
den USA ein unübersehbares 
Warnzeichen sein.

Noch stärker werden die Zwei­
fel bei einem Blick auf die Bun­
desrepublik. Sie braucht sich 
nämlich mit ihren Ankurbelungs­
maßnahmen, die seit der Rezes­
sion ergriffen worden sind, kei­
neswegs verstecken. Wenn es 
zur erhofften Zündung bei den 
privaten Investitionen gleichwohl 
nicht kam, so muß sich wohl ge­
genüber früher etwas Wesent­
liches geändert haben.

In diesem Zusammenhang 
können die Verschiebung der 
Verteilungsrelationen seit An­
fang der siebziger Jahre, die of­
fensichtlichen Schwierigkeiten 
für eine Korrektur und die aus 
gleichartigen Gründen noch 
recht inflatorische Entwicklung 
in wichtigen Partnerländern 
w irklich nicht übersehen werden. 
Denn wie sollen Investoren einen 
langanhaltenden, zu Vollaus­
lastung und Vollbeschäftigung 
zurückführenden Aufschwung er­
warten, solange damit zu rech­
nen ist, daß die W irtschaftspoli­
tik  längst vorher w ieder auf Ge­
genkurs gehen muß, um ver­
stärkten Inflationsgefahren ent­
gegenzutreten?

Neben verteilungspolitischen 
Erklärungen lassen sich fü r die 
Konjunkturschwäche in den In­
dustrieländern eine ganze Reihe 
struktureller Faktoren auf der 
Angebots- und Nachfrageseite 
als neue Wachstumshemmnisse 
anführen. Damit w ird eine nach­
drückliche Ankurbelungsstrate­
gie keynesianischen Musters nur 
noch problematischer, als sie es 
ohnehin ist. Weil aber ökonomi­
sche Thesen letztlich nicht mit 
naturwissenschaftlicher Exakt­
heit beweisbar bzw. w iderlegbar 
sind, ist ein Ende der w irt­
schaftspolitischen Dissonanzen 
zwischen der Bundesrepublik 
und den USA nicht abzusehen.
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